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Krieg in der Ukraine:
Oekumene in der Bewährung

Der Krieg in der Ukraine hat die öku-
menische Bewegung vor eine schwere
Bewährungsprobe gestellt. 
Der OeRK hat in mehreren Erklärun-

gen den Krieg verurteilt und zur
Achtung des humanitären Völkerrechts
sowie zu einer Lösung des Konflikts
durch Dialog aufgerufen. 
Außerdem bat  der amtierende General-
sekretär des Weltkichenrates, Joan
Sauca, in einem Schreiben vom Ascher-
mittwoch an den russisch-orthodoxen
Patriarchen Kyrill I. um Mediation,
damit der Krieg zwischen Russland und
der Ukraine beendet werden könne. 
“In diesen Zeiten der Hoffnungs-

losigkeit schauen viele Menschen auf
Sie, als die eine Person, die ein Zeichen
der Hoffnung auf eine friedliche Lö-
sung bringen könnte”, schrieb Sauca. 

Patriarch Kyrills Stellungnahme

Kyrill I. antwortete mit einem Brief
vom 10. März und bezog sich auf die
gemeinsamen Grundlagen. So schrieb
er: „Unsere Kirche ist dem OeRK 1961
beigetreten, nachdem sie seine erneuer-

te Grundlage als "Gemeinschaft der
Kirchen" und die Erklärung von
Toronto akzeptiert hatte, in der es ins-
besondere heißt: "Der Rat als solcher
kann unmöglich zum Instrument einer
Konfession oder Schule werden ...  Die
Mitgliedskirchen sollten ihre Solidarität
untereinander anerkennen, einander in
der Not beistehen und sich solcher
Handlungen enthalten, die mit brüder-
lichen Beziehungen unvereinbar sind."
Das habe die Mitgliedschaft der rus-
sisch-orthodoxen Kirche möglich ge-
macht.

... mit Verweis auf Vancouver 1983

Kyrill fügte hinzu: “Seit 1983 ist es eine
der Prioritäten des OeRK, seine Mit-
gliedskirchen in den Prozess der Aner-
kennung ihrer gemeinsamen Verant-
wortung für Gerechtigkeit, Frieden und
Bewahrung der Schöpfung in der
Weltgemeinschaft einzubinden.“
Westliche Kräfte hätten nun nach

dem Ende des Kalten Krieges vor mehr
als 30 Jahren Russland zu ihrem
“Feind” erkoren und seien immer näher
an die Grenzen seines Heimatlandes
gerückt, erklärte der Patriarch in seinem
Antwortbrief an den Weltkirchenrat,
dem auch die russisch-orthodoxe
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Eine Flüchtlingsfamilie aus der Ukraine kommt am Grenzübergang Vama Siret in
Rumänien an. Er verbindet den Nordosten Rumäniens mit der Ukraine. Die
Aufnahme entstand während der Solidaritätsreise einer OeRK-Delegation im
März
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Kirche (ROK) als größte Mitgliedskir-
che angehört. Der Westen habe im
Osten Europas eine Militärpräsenz auf-
gebaut und die berechtigten Sicher-
heitssorgen Russlands ignoriert.
Kyrill schrieb: “Die Ursprünge der

Konfrontation liegen in den Bezieh-
ungen zwischen dem Westen und
Russland. In den 1990er Jahren wurde
Russland versprochen, dass seine
Sicherheit und Würde respektiert wer-
den würde. Doch im Laufe der Zeit
näherten sich die Kräfte, die Russland
offen als Feind betrachten, den
Grenzen des Landes. Das Schrecklichs-
te sind nicht die Waffen, sondern der
Versuch, die Ukrainer und die in der
Ukraine lebenden Russen ‘umzuerzie-
hen’.” Stein des Anstoßes ist ihm die
Anerkennung von LGBTQ-Rechten.
Die Argumentation verbleibt auf der

fast hermetisch eingeschränkten Infor-
mationsbasis, die die russische Staats-
macht zuläßt. 80 % der russischen
Staatsbürger glauben ihr mangels Alter-
nativen. Russische Staatsmacht und die
national-religiöse Kirche sind eng mitei-
nander verwoben. Mehrere orthodoxe
Kirchen haben jetzt die Fürbitte für
Kyrill aus ihrer Liturgie entfernt.

Orthodoxe Sozialethik

In ihrer eigenen Sozialkonzeption aus
dem Jahr 2000 hatte die russisch-
orthodoxe Kirche freilich sich selbst
Regeln für ihre Rolle in kriegerischen
Konflikten gegeben und sich zum
Dienst am Frieden bekannt. “Zu die-
sem Zweck richtet sie ihr Wort an die
Machthaber und die anderen einfluss-
reichen Kräfte der Gesellschaft und
unternimmt Anstrengungen, Verhandl-
ungen zwischen einander bekämpfen-
den Seiten zu organisieren sowie den
Notleidenden Hilfe zu leisten”, heißt es
im Text. Die Kirche widersetze sich
Kriegs- und Gewaltpropaganda und
allen Formen von Hass.

Papst spricht mit Kyrill: 
“Das Feuer stoppen”
Papst Franziskus hat am 16. März per
Videoschaltung mit dem Moskauer
Patriarchen Kyrill I. über den Krieg in

Gerechtigkeit und des Friedens, der die
Grundlage für die Arbeit der OeRK-
Programme seit der 10. Vollversamm-
lung in Busan bildete, meinte die
Zentralausschuss-Moderatorin Agnes
Abuom. Der Pilgerweg habe dem
Weltkirchenrat geholfen, dynamisch
und vital zu bleiben. Der  Pilgerweg
habe dazu beigetragen, “zu lernen, dass
wir kein festes Inventar sind, sondern
dass wir unterwegs sind.” In Karlsruhe
soll ein Vorschlag zur Fortsetzung vor-
gelegt werden.
Der zweidimensionalen Thematik

fehlt allerdings die beim gemeinsamen
Lernweg von Christen und Kirchen,
dem konziliaren Prozess, formulierte
dritte Dimension, die heute angesichts
der begonnenen Klimakatastrophe
besonders bewegt. 
Seitens des Oekumenischen Netzes in

Deutschland wurde deshalb in einem
Schreiben an den OeRK-Generalsekre-
tär vorgeschlagen, eine Dekade für
Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung
der Schöpfung auszurufen.

OeRK-Finanzen:
Eine Million Franken
Überschuss

Das vorläufige Finanzergebnis 2021 des
Weltkirchenrats weist Gesamteinnah-
men von 21,9 Millionen CHF aus, was
eine Zunahme gegenüber 2020 (im
Vergleich ohne den Verkauf von
Grundstücken) bedeutet. Bei Gesamt-
ausgaben in Höhe von 20,9 Millionen
CHF hat der OeRK einen Nettoüber-
schuss an Mitteln und Rücklagen von 1
Million CHF. Die allgemeinen Rück-
lagen seien stabil, teilte die Finanz-
abteilung mit. Beigetragen haben mag
eine reduzierte Reisetätigkeit, die teil-
weise durch Videokonferenzen ersetzt
werden konnte.

75 Hauptamtliche

Im Stab des Weltkirchenrates und im
ökumenischen Institut Chateau de
Bossey arbeiten derzeit 75 Angestellte
Vollzeit und 21 in Teilzeit. Weitere
Außenstellenmitarbeiter kommen dazu,
wie die OeRK-Presseabeilung gegen-
über dem OID auf Anfrage mitteilte.
Zum Vergleich: In den 80er Jahren
waren es über 300 Mitarbeiter, an der
Römischen Kurie sind rund 2.600
Menschen beschäftigt.
Eine wichtige finanzielle Stütze für

den Weltkirchenrat soll noch der Ver-
kauf des größten Gebäudes auf jenem
Gelände werden, das dem OeRK in
Genf bislang vollständig gehört, dem
"Green Village" an einen schweizer
Finanzinvestor.

der Ukraine gesprochen. Der Vatikan
erklärte, Papst und Patriarch seien sich
einig gewesen, dass Christen alles tun
müssten, “damit der Friede siegt”.
Beide Kirchenführer, die sich 2016 in

Havanna persönlich begegnet sind,
betonten, dass sie auf eine Verhand-
lungslösung setzen. Es gehe darum,
“den Leidenden zu helfen” und “das
Feuer zu stoppen”.
Franziskus hat Kyrill nach Vatikan-

angaben darauf hingewiesen, dass man
aus katholischer Sicht nicht mehr von
einem “heiligen” oder einem “gerech-
ten” Krieg reden könne. “Es hat sich
ein christliches Bewusstsein für die
Bedeutung des Friedens entwickelt.”
Der Papst hatte noch im Dezember

2021 bei seiner Rückreise aus Athen
gesagt, er sei bereit, Patriarch Kyrill I.
ein zweites Mal zu treffen. Das erste
Treffen fand 2016 in Havanna statt.
Ein zweites Treffen könnte theoretisch
im Juni oder Juli möglich sein. 
Außer mit Papst Franziskus führte

Kyrill am 16. März auch ein Videotele-
fonat mit dem Erzbischof von
Canterbury zum Krieg in der Ukraine.
Themen waren humanitäre Aspekte
und Flüchtlingshilfe.
In der Ökumene werden nun offen-

kundig Verfahren zur Wahrheitsfin-
dung benötigt. In der Grundüberzeu-
gung V der Weltversammlung 1990
wird bekräftigt, dass Wahrheit zur
Grundlage einer  Gemeinschaft freier
Menschen gehört.

Vollversammlung trotz
Pandemie:
Unterschiedliche Szenarien

Die 11. OeRK-Vollversammlung wird
wie geplant stattfinden. Das wurde bei
der diesjährigen Tagung des OeRK
Zentralausschusses klargestellt. Auch
wenn unterschiedliche Szenarien - alles
von 1.000 bis 5.000 Teilnehmende
oder mehr je nach Lage im Zusam-
menhang mit COVID-19 - diskutiert
würden, sei die Vollversammlung drin-
gender nötig als je zuvor, fand Inte-
rims-Generalsekretär Sauca. “Mehr
denn je müssen wir unsere gegenseitige
Abhängigkeit, unsere Solidarität und
unser Engagement bekräftigen, das sich
aus dem zentralen Thema der anstehen-
den Vollversammlung speist: Liebe”,
sagte er mit Bezug auf das Thema der
Vollversammlung “Die Liebe Christi
bewegt, versöhnt und eint die Welt”.
Für alle, die nicht persönlich in

Karlsruhe dabei sein können, verspricht
der OeRK, so viele Elemente der
Vollversammlung wie möglich auch
online zugänglich zu machen.
Hinsichtlich des Pilgerwegs der
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OeRK fördert den Aufbau eines
klimaverträglichen Bankwesens

Die OeRK-Beauftragte für Kinderrech-
te, Frederique Seidel, beschrieb auf
einer von Greenfaith organisierten
Veranstaltung zu “Klimaverantwortli-
che Finanzen” einige Beispiele dafür,
wie sich der Klimanotstand auf junge
Menschen auswirkt, und wie sie zu ei-
ner Änderung beitragen wollen, jedoch
nicht die Macht haben, die Entscheid-
ungen der Banken zu beeinflussen.
“Die Investitionsentscheidungen

unserer Banken können von uns -
Erwachsenen, Organisationen, Vermö-
genseigentümern, Religionsgemein-
schaften - wirksam beeinflusst werden,
von jedem, der ein Bankkonto hat”,
sagte Seidel am 24. Februar. 
Im Jahr 2020 veröffentlichte der OeRK
die Studie “Cooler Earth - Higher
Benefits: Actions by those who care
about children, climate and finance”.
Der OeRK hat außerdem damit begon-
nen, Ressourcen für den Aufbau von
Kapazitäten im Bereich des klimaver-
träglichen Bankwesens für alle zusam-
menzustellen.

Weltklimarat: 
Die Zeit wird sehr knapp

Das als Weltklimarat bekannte "Inter-
governmental Panel on Climate
Change", IPCC , hat am 4. April den 6.
Sachstandsbericht seiner Arbeitsgruppe
3 zur Minderung des Klimawandels ver-
öffentlicht. Diese Berichte erscheinen
nur rund alle sieben Jahre.
Demnach ist von 2010 bis 2019 der

weltweite Ausstoß von menschenge-
machten Treibhausgasen auf 59 Milliar-
den Tonnen CO2-Äquivalent gestie-
gen, eine Zunahme um zwölf Prozent.
Damit waren die Treibhausgasemissio-
nen so hoch wie noch nie zuvor in der
Geschichte der Menschheit. Anteil
daran haben, wenn auch in unterschied-
lichem Maße, alle bekannten Treib-
hausgase wie CO2, Methan, Lachgas
und die weiteren. 
Um die Erwärmung auf 1,5 Grad
begrenzen zu können, müssen die glo-
balen Treibhausgas-Emissionen spätes-
tens 2025, also in drei Jahren, ihren
Höchststand erreichen und schon bis
2030 um etwa 43 Prozent sinken.
Zugleich müssen gerade die besonders
klimawirksamen Methanemissionen um
etwa ein Drittel reduziert werden.
Auch wenn die Klimazusagen der

Staaten (Nationally Determined
Contributions, NDCs), wie sie auf dem
Klimagipfel im vergangenen November
in Glasgow verkündet wurden, einge-
halten werden, wird die globale

Erwärmung im Laufe dieses Jahrhun-
derts trotzdem die 1,5-Grad-Grenze
übersteigen.
Gibt es weltweit keine neuen klima-

politischen Maßnahmen und werden
die bereits gegebenen Zusagen nicht
eingehalten, steht eine globale Erwär-
mung um 3,2 Grad Celsius bis zum
Ende des Jahrhunderts zu erwarten.

Das reichste Zehntel der Weltbevöl-
kerung für fast die Hälfte der Treib-
hausgase verantwortlich 

Das Ausmaß der Emissionen unter-
scheidet sich erheblich zwischen den
einzelnen Ländern sowie zwischen rei-
chen und armen Menschen innerhalb
der Länder. 
Die zehn reichsten Prozent der

Menschheit sind für 36 bis 45 Prozent
aller Treibhausgasemissionen verant-
wortlich. Die ärmsten zehn Prozent nur
für drei bis fünf Prozent.  Dabei leben
die 10 % wohlhabendsten Verbraucher
der Welt auf allen Kontinenten, zwei
Drittel davon in Regionen mit hohem
und ein Drittel in Ländern mit mittle-
rem und niedrigem Einkommen.
Die durch den Lebensstil bedingten
Emissionen der Bürger mit mittlerem
Einkommen und der ärmsten Mensch-
en in den Schwellenländern liegen zwi-
schen 5 und 50 Mal niedriger als die
ihrer Pendants in Ländern mit hohem
Einkommen. (vgl IPCC, Working Group
III, Contribution to the IPCC Sixth
Assessement Report (AR 6), S. 319, Z.13)
Die Ergebnisse der nationalen Zusa-

gen zur Absenkung der Emissionen
wurden in etlichen Länderberichten
geschönt.  Der sonst diplomatisch ge-
mäßigte UNO-Generalsekretär António
Guterres warf deshalb einigen Regie-
rungen und Unternehmen offen “Lüg-
en” vor über ihr Klimaschutz-Engage-
ment. Der neue IPCC-Bericht sei ein
“Katalog der leeren Versprechungen”.
Die vorherrschende Wirtschaftsweise
ist nicht an die Vorgaben des Pariser
Klimavertrages angepasst, demzufolge
nur eine globale Erwärmung von 1,5
bis maximal zwei Grad tolerierbar ist.
So wuchsen Sektoren weltweit beson-

ders stark, die den Treibhausgas-Aus-
stoß weiter pushen, darunter der Luft-
verkehr, die SUV-Flotte und der Kon-
sum von Fleisch. 
Laut IPCC brachten die globalen

Lockdowns im Jahr 2020 zwar einen
Rückgang der Treibhausgas-Emissio-
nen um sechs Prozent gegenüber 2019.
Doch die billionenschweren Konjunk-
turhilfen wurden zum größten Teil
genutzt, um die noch bestehenden  fos-
silen Strukturen zu konservieren.
Der IPCC meint im Übrigen, die

Welt verfüge über die Instrumente zur
Bewältigung der Klimakrise, aber sie

müssen schneller und in größerem
Umfang eingesetzt werden, um die
Schwere der Klimaveränderungen zu
verringern. CO2-Entnahmetechno-
logien (CCS) spielen dabei - wenn
überhaupt - nur eine geringe, Wind
und Sonne dagegen die größte Rolle. 

Ukraine-Flüchtlinge:
Ungleichbehandlung für Nicht-
Weiße 

Die Gleichbehandlung schwarzer und
brauner Menschen, die an der ukraini-
schen Grenze gestrandet sind, fordert
der  OeRK zusammen mit Pan African
Women’s Association ein.
Die entsprechende Petition verweist

auf die Notlage schwarzer und brauner
Menschen in der Ukraine, die systema-
tisch von humanitären Evakuie-rungs-
maßnahmen ausgeschlossen werden. 
“Obwohl Afrikaner zwanzig Prozent

der internationalen Studenten in der
Ukraine ausmachen, gibt es keine reprä-
sentativen Botschaften in der Ukraine”,
so die Petition. “In den sozialen
Medien beschrieb ein afrikanischer
Student, wie er beobachtete, wie afrika-
nische Kommilitonen und Kinder
gewaltsam aus dem Zug entfernt wur-
den, der die Grenze überquerte, wäh-
rend für Haustiere Platz gemacht
wurde”
Andererseits durften weiße Ukrainer

die Grenze ohne Einschränkungen pas-
sieren, heißt es in dem Schreiben.
“Daher ist es dringend notwendig, die
unterschiedliche Behandlung von
schwarzen und braunen Menschen und
weißen Ukrainern zu verurteilen und zu
beenden”.

Rassismus:
Bleibende  Herausforderung 

Obwohl die historischen Schwarzen
Kirchen der USA vor einer Generation
die Vorreiter des Wandels rassistisch
geprägter Denkweisen waren, sehen
sich die afro-amerikanischen Kirchen-
führer heute mit einer komplexeren,
vielfältigeren und frustrierenderen
Situation konfrontiert.
Während sich die Kirchen in den

USA im Allgemeinen bemühen,
Amerikas Rassenkonflikte aufzuarbeiten
- verursacht durch Polizeigewalt gegen
AfroamerikanerInnern und durch ein
geschärftes Bewusstsein für die systemi-
schen Ungleichheiten, denen sich diese
und andere Minderheiten gegenüberse-
hen - sind die afroamerikanischen
Kirchen auf besondere Art und Weise
von dieser Problematik betroffen, so

OEKUMENE OEKUMENISCHER INFORMATIONSDIENST 1/2022

 

3

OID 1 2022 20220418_OID Nr. 127  18.04.2022  16:50  Seite 3



die teilnehmenden Kirchenleitenden
beim Treffen des OeRK-
Zentralausschusses.
Bischöfin Jefferson-Snorton von der

Christian Methodist Episcopal Church
in Alabama, erklärte:
“In der ökumenischen Welt und in

den vorwiegend weißen Kirchen”,
erklärte sie, “beobachten wir weiterhin
einen Mangel an Bildung und Bewusst-
sein für die Rassenproblematik und ihre
tatsächlichen Auswirkungen. Es ist für
viele Menschen schwierig, eine Realität
zu begreifen, mit der sie sich nie
beschäftigen mussten und die sie ein-
fach vergessen können, sobald das
Gespräch darüber vorbei ist.”
Ein weiteres Hauptproblem seien die

Ressourcen, so Dr. Tyrone Pitts, lange
Jahre im Stab des Nationalrats der
Kirchen Christi in den USA: “Seit den
1990ern”, fuhr er fort, “haben die
europäisch-amerikanischen Kirchen in
den Vereinigten Staaten die Bereitstel-
lung von Ressourcen für Programme
zur Bekämpfung des Rassismus nicht
ernsthaft verfolgt.” 
Bildungsprogramme, sichere Räume für
wahrhaftigen Dialog, Lobbyarbeit bei
der Gesetzgebung, Zuschüsse für die
Bedürftigsten - all dies würden Mittel
von innerhalb und außerhalb der
Kirchen selbst erfordern.

Komplexe Vermächtnisse und anhal-
tende Ungerechtigkeiten

Das größere Dilemma besteht laut Pitts
darin, wie “man die breitere eurozentri-
sche christlich-amerikanische Gemein-
schaft in den ernsten Kampf gegen
Rassismus in unserem amerikanischen
Kontext und im Ausland einbindet”.
Der Kampf gegen den Rassismus sei

untrennbar verbunden mit dem gegen
Kapitalismus, Militarismus und wirt-
schaftliche Ungerechtigkeit.
Die Bekämpfung von Rassismus in

der Kirche oder in der breiteren Gesell-
schaft, erfordere noch immer einen fun-
damentalen Wandel. “Rassistischen
Erzählungen fehlt Liebe, die Liebe
Gottes, von der wir sagen, dass sie den
Kern des Evangeliums und der
Botschaft Gottes darstellt und die uns
durch Jesus Christus gegeben wird.”

Südsudan:
Alte Konflikte nicht vergessen

Während sich die Aufmerksamkeit der
Weltöffentlichkeit auf den Konflikt in
der Ukraine richtet, fordern Kirchen-
verantwortliche im Südsudan die inter-
nationale Gemeinschaft auf, sich auch
weiter auf die wachsende humanitäre
Krise im jüngsten Land der Welt zu

Iran:
Beiträge der Christen nutzen
der ganzen Gesellschaft

Kirchenführer im Iran haben den amtie-
renden OeRK-Generalsekretär Ioan
Sauca und seine Delegation in der ers-
ten Märzwoche herzlich empfangen.
Erzbischof Sarkissian informierte

über die Situation der Armenier im Iran
und betonte die Bedeutung von Schu-
len und anderen armenischen Einrich-
tungen für ihre Gemeinschaft. Gleich-
zeitig betonte er, dass die Armenier
einen aktiven Beitrag zur Gesellschaft
im Allgemeinen leisten. So gibt es bei-
spielsweise mehrere Dutzend Profes-
soren aus der armenischen Gemein-
schaft im Iran, die an höheren
Bildungseinrichtungen lehren. 
Die OeRK-Delegation traf außerdem

im Zentrum für interreligiösen Dialog
der Islamischen Kultur und Bezieh-
ungen in Teheran mit Geistlichen und
hochrangigen Vertretern der muslimi-
schen und zoroastrischen Gemein-
schaften im Iran zusammen. 

Lateinamerika:
Mehr Hungernde nach COVID

Delegierte des OeRK-Zentralausschus-
ses aus Argentinien, Brasilien,
Kolumbien, Honduras und Nicaragua
äußerten ihre gemeinsame Besorgnis
über die Situation in ihrer Region, die
vor allem auf die wirtschaftlichen und
sozialen Auswirkungen der Corona-
virus-Pandemie zurückzuführen ist.
Neben der tragischen Zahl der

Todesopfer hat die pandemiebedingte
humanitäre Krise die Armut von
Millionen von Menschen in Latein-
amerika verschärft.
Laut dem ‘Regional Overview of

Food Security and Nutrition 2021’ von
FAO und UNICEF stieg die Zahl der
Hungernden in der Region in nur
einem Jahr um 13,8 Millionen auf ins-
gesamt 59,7 Millionen Menschen.
Außerdem blieben in verschiedenen

Ländern der Region Millionen von
Kindern der Schule fern, was ihre psy-
chologische und soziale Entwicklung
beeinträchtigte.
Die Auswirkungen von Desinforma-

tion, Hassreden und politischer Polari-
sierung wurden ebenfalls als große
Herausforderungen während der
Pandemie genannt.
“All diese unterschiedlichen, komple-

xen Themen machten deutlich, wie
wichtig eine gemeinsame Reflexion
über das Thema der 11. OeRK-
Vollversammlung “Die Liebe Christi
bewegt die Welt zu Versöhnung und
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konzentrieren. 
Pfarrer James Oyet Latansio, ein

römisch-katholischer Priester und
Generalsekretär des Südsudanesischen
Kirchenrates, sagte, angesichts der
jüngsten Entwicklungen wie dem Krieg
in der Ukraine sei es für die Welt leicht,
sich nur auf die neuen Konflikte zu
konzentrieren und die alten zu verges-
sen, wie etwa die anhaltende Krise in
seinem Land.
Das Welternährungsprogramm der

Vereinten Nationen warnte, dass der
Südsudan von einer Hungersnot heim-
gesucht werde, während sich die
Weltöffentlichkeit auf die Ukraine kon-
zentriere. Von den 12,4 Millionen
Einwohnern des Landes seien etwa 8,3
Millionen Menschen - einschließlich der
Flüchtlinge - in den kommenden
Monaten von extremem Hunger be-
droht. Mehr als 600.000 von ihnen
wurden durch Überschwemmungen
vertrieben.
Die Überschwemmungskrise und

Konflikt haben in Teilen des Landes zu
massiven Vertreibungen, dem Verlust
von Lebensgrundlagen wie Ackerland
und Ernten geführt.
Jane Backhurst, leitende Beraterin für

humanitäre Politik und Advocacy bei
Christian Aid, teilte mit, dass die Lage
im Südsudan verzweifelt sei, da klima-
bedingte Überschwemmungen Häuser
wegschwemmen, Familien zur Flucht
zwingen und sich auf die Aussaat und
Ernte auswirken sowie die Vorräte
erschöpfen.
“Schwere Ernährungsunsicherheit

nimmt zu. Im Jahr 2021 herrschte in
sechs Bezirken extreme Ernährungs-
unsicherheit, jetzt sind es dreizehn”,
sagte Backhurst. “Aktuelle Prognosen
gehen davon aus, dass weltweit bis zu
13 Millionen Menschen mehr Hunger
leiden werden, weil die Lebensmittel-
preise aufgrund der Krise in der
Ukraine steigen. Die steigenden Preise
werden auch die Grundnahrungsmittel
der Menschen im Südsudan wie Mais
und Ölsaaten treffen.”

Voller Hoffnung für Afrika besuchten
der Präsident der Republik Malawi,
Pastor Lazarus McCarthy Chakwera,
und eine Delegation am 21. Februar das
Oekumenische Zentrum in Genf.
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Einheit” ist, erklärte Pfarrerin Gloria
Ulloa, OeRK-Präsidentin für Latein-
amerika und die Karibik, die das
Gespräch moderierte.
Trotz aller externen und internen

Herausforderungen bekräftigten die
Teilnehmenden der Tagung ihre
Verpflichtung, sich gemeinsam für
Gerechtigkeit und Frieden einzusetzen
und den lateinamerikanischen Kontext
und seine unterschiedlichen Stimmen in
die globale ökumenische Arena einzu-
bringen.

Myanmar:
USA verurteilen Genozid an
Rohingya 

Das Militär in Myanmar soll Tausende
Menschen ermordet und ganze Dörfer
dem Erdboden gleich gemacht haben.
Laut US-Außenminister Antony
Blinken sind die Verbrechen als Völker-
mord einzustufen. 
Er sei zu der Feststellung gelangt,

dass Angehörige des Militärs in
Myanmar “Völkermord und
Verbrechen gegen die Menschlichkeit
an den Rohingya begangen haben”,
sagte US-Außenminister Antony
Blinken bei einer Rede im Holocaust-
Museum Ende März in Washington.
Die Rohingya werden in ihrem

Heimatland Myanmar brutal verfolgt.
Myanmars Militär soll Tausende Men-
schen ermordet, Frauen und Kinder
vergewaltigt, Dörfer dem Erdboden
gleichgemacht und Menschen lebendig
in ihren Häusern verbrannt haben.
Mehr als 700.000 Menschen flohen
2017 aus Furcht vor Übergriffen des
Militärs in dem mehrheitlich buddhisti-
schen Land ins Nachbarland Bangla-
desch. Dort leben sie nun in überfüllten
Lagern.
Vor zwei Jahren hatte der Inter-

nationale Gerichtshof in Den Haag
Myanmar in einem Zwischenurteil zum
sofortigen Schutz der Rohingya ver-
pflichtet. Das Hauptverfahren in Den
Haag wird sich vermutlich noch über
Jahre hinziehen. 

Kirchen in England:
Für Sondersteuer auf fossile
Brennstoffe

Mehr als 200 britische Kirchenverant-
wortliche haben sich an den Premier-
minister und den Schatzkanzler ge-
wandt und sie aufgefordert, den Klima-
notstand zu bekämpfen, die Krise der
Lebenshaltungskosten anzugehen und
alle neuen Entwicklungen im Bereich
der fossilen Brennstoffe zu stoppen.
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Die schwerwiegende Verschlechte-
rung der Beziehungen zwischen den
meisten europäischen Staaten und
Russland war eine wichtige Triebfeder
für das Wachstum der europäischen
Importe aus Asien und Ozeanien. 
Die indischen Waffenimporte gin-

gen zwischen 2012-16 und 2017-21
um 21 Prozent zurück. Dennoch
blieb Indien der größte Importeur
weltweit. Der Staat plant in den näch-
sten Jahren umfangreiche Waffenim-
porte von mehreren Lieferanten.
Die Waffenimporte von Saudi-

Arabien - dem zweitgrößten Waffen-
importeur der Welt - stiegen zwischen
2012-16 und 2017-21 um 27 Pro-
zent. Die Waffenimporte Katars
wuchsen um 227 Prozent, die von
Ägypten stiegen zwischen 2012-16
und 2017-21 um 73 Prozent, was das
Land zum drittgrößten Waffenim-
porteur weltweit macht.
In den Jahren 2017-21 waren die

Waffenimporte der südamerikanischen
Staaten niedriger als in jedem anderen
Fünfjahreszeitraum des letzten halben
Jahrhunderts. Brasilien ist der einzige
Staat in Südamerika, bei dem umfang-
reiche Waffenlieferungen anstehen.    

Waffenexporte der USA und Frank-
reichs steigen - russische, chinesi-
sche und deutsche Waffenexporte
sinken

Die Waffenausfuhren der USA zwi-
schen 2012-16 und 2017-21 sind um
14 Prozent gestiegen und haben ihren
weltweiten Anteil von 32 auf 39 Pro-
zent erhöht.  Besonders wichtig für
das Wachstum der US-Waffenexporte
war ein Anstieg der Lieferungen von
Großwaffen an Saudi-Arabien um 106
Prozent.
Russland, auf das 19 Prozent aller

Exporte von Großwaffen im Zeitraum
2017-21 entfielen, musste zwischen
2012-16 und 2017-21 einen Rück-
gang seiner Exporte um 26 Prozent
hinnehmen. Der Gesamtrückgang der
Waffenexporte Russlands war fast aus-
schließlich auf einen Rückgang der
Waffenausfuhren an zwei Empfänger
zurückzuführen: Indien und Vietnam.     

Franziskus: 
Ausgaben für Waffen
beschmutzen die Seele

Franziskus hat die Ausgaben für
Waffen weltweit kritisiert. Er wisse
zwar nicht genau, wieviel die Länder
gemäß ihrem Bruttoinlandsprodukt
dafür ausgäben, aber die Summen
seien ungeheuerlich, so der Papst am
21. März.

In dem Schreiben, das von mehr als 50
anglikanischen und katholischen Bi-
schöfen unterzeichnet wurde, darunter
der frühere Erzbischof von Canterbury,
Rowan Williams, verlangen die Kirchen,
“erneuerbare Energien und Energie-
effizienz, insbesondere Solar- und
Windenergie, sowie die Nachrüstung
von Häusern und anderen Gebäuden
im gesamten Vereinigten Königreich
finanziell und steuerlich zu unterstüt-
zen. Diese Maßnahmen würden die
Heizkosten senken, die Kohlenstoff-
emissionen verringern und unsere
Energiesicherheit erhöhen.”
Die Kirchenleute verlangen außerdem

von der Regierung, “eine Sondersteuer
auf fossile Brennstoffe zu erheben, um
die Krise der Lebenshaltungskosten zu
bewältigen und alle neuen Öl- und Gas-
projekte zu stoppen. Die Internationale
Energieagentur hat erklärt, dass es kei-
ne neuen Erschließungen für fossile
Brennstoffe geben darf, wenn wir die
globale Erwärmung auf 1,5°C begren-
zen wollen. Neue Öl- und Gasför-
derungen führen nicht zu niedrigeren
Energierechnungen für Familien, die
von Energiearmut betroffen sind.”
Außerdem verlangen sie von der

Regierung, die Unterstützung für
bedürftige Haushalte im Vereinigten
Königreich, die aufgrund der steigen-
den Lebensmittel- und Energiepreise
mit einer Kostenkrise konfrontiert sind,
zu verstärken, u.a. durch eine
Sondersteuer für Öl- und Gasunter-
nehmen.
“Viele Kirchen haben sich zum Ziel

gesetzt, ihre Emissionen bis 2030 auf
netto null zu reduzieren, und Maßnah-
men zur Dekarbonisierung ihrer Ge-
bäude ergreifen, unter anderem durch
die Installation von Sonnenkollektoren,
Wärmepumpen und anderen Energie-
effizienzmaßnahmen.” 
Mehr als 2.000 Kirchen in ganz

Großbritannien beteiligten sich bereits
im Vorfeld der COP26 am Climate
Sunday.

Europa:
Größtes Wachstum bei
Waffenimporten

Der internationale Waffenhandel nimmt
zu. Das berichtet das schwedische
Friedensforschungsinstitut SIPRI. Das
größte Wachstum der Waffenimporte
unter den Weltregionen fand in Europa
statt. In den Jahren 2017-21 waren die
Importe wichtiger Waffen durch euro-
päische Staaten um 19 Prozent höher
als in den Jahren 2012-16.  Als größte
Waffenimporteure in Europa erwiesen
sich das Vereinigte Königreich,
Norwegen und die Niederlande. 
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Es sei ein Skandal, dass viele Staaten
statt etwa den Zugang zu Wasser zu
garantieren, ihre Gelder lieber für
Waffen ausgeben. Er erinnerte auch
daran, dass es etliche Kriege in Afrika
und im Nahen Osten gebe. “Und dies
ist schlimm”, so der Papst. Man müsse
die Gewissen dazu bewegen, dass es
allen bewusst werde: Waffen zu kaufen
beschmutzt die Seelen, die Herzen und
die Menschheit. Und ein Krieg sei
immer ein Rückschritt.

Reform im Vatikan 

“Praedicate Evangelium”, das Ende
März erschienene Grundlagendoku-
ment zur Kurienreform von Papst
Franziskus, bietet eine erhebliche Zahl
von Neuerungen. Eine davon: Laien,
das heißt auch Frauen, können bis in
höchste Kurienämter aufsteigen.
Dass alle Getauften gleichermaßen,

und nicht etwa nur Priester und
Bischöfe, missionarische Jünger sind,
soll sich in Zukunft auch in der Leitung
von Kurienbehörden niederschlagen.
Beim Kurienpersonal sollen Kardi-

näle, Bischöfe, Priester, Ordensleute
und Laien so ausgewählt werden, dass
sie die “Katholizität der Kirche” reprä-
sentieren, das heißt, aus verschiedenen
Kulturkreisen und Berufen stammen. 
Das Bischofsdikasterium soll künftig

bei der Auswahl von Bischöfen nicht
nur die Vorschläge der Ortskirchen und
der Nuntiaturen hören, sondern darü-
ber hinaus “auch in geeigneter Form
Angehörige des Volkes Gottes in den
jeweiligen Diözesen miteinbeziehen”. 

Pakistan:
Solidarität mit attackierten
Christen

Der OeRK erklärte seine Solidarität mit
den Familien von in Pakistan angegrif-
fenen Geistlichen und fordert besseren
Schutz. Der Laienprediger William Siraj
wurde am 30. Januar ermordet und
Patrick Naeem, Pfarrer an der Martyrs
of All Saints Church, Diözese Pesha-
war,  verwundet. Sie wurden von zwei
unbekannten Schützen überfallen, als
sie vom Sonntagsgottesdienst in
Khyber Pakhtunkhwa zurückkehrten. 
Der 75-jährige Siraj erlag auf der Stelle
seinen zahlreichen Schussverletzungen,
während Naeem eine Schussverletzung
erlitt und in einem Krankenhaus in
Peshawar behandelt wurde. Sie gehör-
ten der Kirche von Pakistan an, einer
OeRK-Mitgliedskirche. Obwohl sich
keine Gruppe zu dem Anschlag
bekannt hat, bezeichnete die Polizei ihn
als terroristischen Akt. Die Angreifer
wurden nicht gefasst. 

kunte abgerissen wurde.
Der Oberste Gerichtshof von Karnataka
hatte die Zerstörung angeordnet, aber
örtliche christliche Führer sagten, der
Fall sei noch anhängig.
Das Dorf Gokunte hat eine Bevölke-
rung von 600 Menschen und bis auf
vier Familien sind alle katholisch. Der
katholische Erzbischof von Bengaluru,
Peter Machado, erklärte, die Kirche
besitze Eigentumsdokumente für das
Land, auf dem die Statue stand.
Die Kirchenleitung habe versucht, mit
den Behörden zusammenzuarbeiten,
um das Bauwerk zu retten, aber diese
wollten nicht kooperieren.

Protest  gegen Gewalt gegen Christen in
Indien vor dem Genfer UNO-Sitz

Die örtlichen Behörden rückten statt-
dessen mit einem 200-köpfigen Poli-
zeiaufgebot an und rissen die Statue ab. 
Für Indiens Christen war 2021 das

“gewalttätigste Jahr” in der Geschichte
des Landes, so ein Bericht des United
Christian Forum. 486 gewalttätige
Vorfälle von Christenverfolgung wur-
den in diesem Jahr gemeldet.
Das UCF führt die hohe Zahl der

Christenverfolgungen auf die Straflo-
sigkeit zurück, aufgrund derer “solche
Mobs Menschen beim Gebet kriminell
bedrohen und körperlich angreifen,
bevor sie sie der Polizei unter dem
Vorwurf der Zwangskonvertierung
übergeben.”
Christen umfassen nur 2,3 Prozent

der indischen Bevölkerung von 1,38
Milliarden, während Hindus etwa 80
Prozent ausmachen.
Karnataka wird von der Bharatiya

Janata Party (BJP) Modi’s regiert.

Weltverfolgungsindex: 
360 Millionen Christen
Der von der evangelikalen Organisation
“Open Doors” neu herausgegebene
Weltverfolgungsindex nennt die hohe
Zahl von geschätzt mindestens 360
Millionen Christen, die unter hoher bis
extremer Verfolgung leiden. Davon
seien fast 80 Prozent allein Nigeria
zuzurechnen. An zweiter Stelle folge
Pakistan mit 620 ermordeten Christen.

Der Vorsitzende und Präsident der
Kirche von Pakistan, Bischof Dr. Azad
Marshall, erklärte, seit die pakistani-
schen Taliban im Dezember einen
Waffenstillstand mit der Regierung auf-
gekündigt haben, gebe es eine Flut von
Terroranschlägen im Land. “
Der Bischof der pakistanischen

Kirche von Peschawar, Pfarrer
Humphrey Sarfaraz Peters, rief dazu
auf, den winzigen Teil der Bevölkerung
auszuschließen, der darauf aus ist, das
Blut Unschuldiger zu vergießen. “Wir
fordern die Verhaftung der Angreifer
und Sicherheit für unsere Gemeinde-
mitglieder”, sagte er.

Indien: 
Fairness gegenüber Dalit-
Christen gefordert

Katholische Bischöfe im südindischen
Bundesstaat Kerala haben eine Kam-
pagne gestartet, um politische Unter-
stützung für die Beendigung der lang
anhaltenden Diskriminierung von Dalit-
Christen im Land zu mobilisieren.
Dalits, einst als Unberührbare

bezeichnet, sind eine offiziell festgeleg-
te Kaste, früher Harijan. In der traditio-
nellen indischen Gesellschaft war es
eine Bezeichnung für jedes Mitglied
einer breiten Palette von niedrigkasti-
gen Hindugruppen und jede Person
außerhalb des Kastensystems.
Die Kampagne soll alle Formen der

sozialen Diskriminierung und der wirt-
schaftlichen Benachteiligung der Dalit-
Christen beenden. Die Initatoren ap-
pellierten an alle regionalen Bischöfe,
ähnliche Anstrengungen zu unterneh-
men.
Viele Dalits sind zum Buddhismus,

Sikhismus, Christentum oder Islam
konvertiert. Christliche und muslimi-
sche Dalits sind von besonderen Wohl-
fahrtsleistungen wie Reservierungen für
staatliche Stellen, Bildungseinrichtun-
gen und Wahlen ausgeschlossen.

Christliches Dorf in Indien:
Behördlicher Abriss von Jesus-
Statue 

Eine 6 Meter hohe Jesus-Statue, die 18
Jahre lang in einem Dorf gestanden
hatte, wurde von den Behörden im süd-
lichen indischen Bundesstaat Karnataka
abgerissen, nachdem behauptet worden
war, sie sei auf einem von der Regie-
rung für eine Tierweide vorgesehenen
Land errichtet worden.
Die Verwaltung des Distrikts Kolar

teilte mit, dass die Statue neben der St.
Francis Xavier’s Church im Dorf Go-
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Bei Meldungen aus der internationalen Oekumene wurden in
Ergänzung zu eigenen Recherchen Agentur mel dungen von
OeRK, LWI, RWF, CEC, RNA, RV, epd und KIPA ausgewertet.
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Aus oekumenischen NETZEN

® Rhein-Mosel-Saar

Analyse und Reflexion 

Vor der OeRK-Vollversammlung in
Karlsruhe lädt das Netz Rhein-Mosel-
Saar ein zu einem Online-Workshop.
Das Netz führt dazu aus: 1983 wurde

angesichts der ungelösten Menschheits-
probleme der “Konziliare Prozess für
Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung
der Schöpfung” durch den Oekumeni-
schen Rat der Kirchen in Vancouver
ausgerufen. Seither spitzen sich die
Krisenphänomene global dramatisch
zu; es wird immer deutlicher, dass
unsere kapitalistisch geprägte Weise zu
wirtschaften und zu leben, dafür
ursächlich verantwortlich ist. Es ist
überlebensnotwendig, mit der kapitalis-
tischen Form zu brechen und dieses,
Mensch und Natur zerstörende System
zu überwinden. Das Oekumenische
Netz Rhein-Mosel-Saar hat zu diesen
Fragen über mehrere Jahre eine
Position erarbeitet, in der eine kritische
Gesellschaftsanalyse mit einer theologi-
schen Reflexion in jüdisch-christlicher
Tradition verbunden wird.
In einem Workshop am Freitag, 25.

Juni 2022, 18.15 - 20.00 Uhr sollen
diese Position vor- und zur Diskussion
gestellt werden:
• Welche Bedeutung haben kritische
Reflexion und Theorie/Gesellschafts-
analyse zur Erkenntnis der
Weltsituation (Unfrieden, Ungerech-
tigkeit, Zerstörung der Schöpfung).
• Kapitalismus als gesellschaftliche
Totalität - was verstehen wir unter
Kapitalismus?
• Welche Rolle spielen Kirchen und
Theologie mit Blick auf die “Zeichen
der Zeit”?
• Was ist wichtig für einen Prozess

von der Erkenntnis der Krise/n des
Kapitalismus zu seiner Überwindung?
Welche Orte und Prozesse braucht es
dazu?
Kontakt: Oekumenisches Netz Rhein-Mosel-Saar,
Dominic Kloos, c/o Pfarrgemeinde St. Franziskus,
Fröbelstr. 9, 56073 Koblenz, Tel.: 0261 89926284,
E-Mail: info@oekumenisches-netz.de

® Württemberg

Zeichen setzen für Frieden 

Zu einem digitalen Kaminsgespräch zu
Frieden, Klima und Gerechtigkeit auf
dem Weg zur Vollversammlung des
OeRK in Karlsruhe luden Pro
Oekumene Württemberg, dem

Oekumenischen Netz Württemberg
zugehörig, die Evangelische Akademie
Bad Boll, der Dienst für Mission,
Oekumene und Entwicklung
(DiMOE), und die Arbeitsgemein-
schaft Christlicher Kirchen (ACK) ein.
140 Gäste folgten am 17. März der
Einladung. Was die internationale
Oekumene angesichts globaler Ent-
wicklungen tun sollte, dazu hatten die
ehemalige Bischöfin und EKD-Rats-
vorsitzende Margot Käßmann, der
Soziologe und Politologe Lorenz
Narku Laing und der Hamburger
Theologieprofessor Fernando Enns
einiges zu sagen.

Margot Käßmann hofft auf Signal aus
Karlsruhe

“Ich hoffe, da wird ein Signal gesetzt,
die Vollversammlungen waren immer
Meilensteine”, sagte Käßmann. Die
Vollversammlung in Vancouver hatte
sie 1983 als 25-jährige Jugenddelegierte
erlebt. “Die Bilder der Vollversamm-
lungen sind wichtig für die ganze
Kirchengeschichte. Amsterdam 1948
war ein Treffen älterer, weißer Herren.
Vancouver war schon eine Mischung,
ein erstes Zeichen von Diversität. Ich
hoffe, dass das in Karlsruhe nochmals
viel deutlicher wird.”
Enns wurde als junger Pfarrer von

seiner mennonitischen Kirche als
Vertreter zum OeRK entsandt. “Die
dortigen Erfahrungen haben mich reich
beschenkt und meine Theologie
geprägt. Die Einheit der Kirche über-
steigt alle möglichen sonstigen
Grenzen. Das begeistert mich nach wie
vor.” Er berichtete vom Pilgerweg der
Gerechtigkeit und des Friedens: “Wir
müssen das Ohr an den lokalen
Gemeinschaften haben, dann merken
wir die Auswirkungen der Megatrends.
Dann ist der Klimawandel nicht mehr
abstrakt, sondern eine konkrete Erfah-
rung: Ich muss mein Dorf verlassen,
weil es im Meer versinkt.” Das Thema
Rassismus dränge sich in jedem
Kontext auf. 

Kirchen können in Konflikten oft eher
vermitteln

Laing würdigte die “manchmal unsicht-
bare Tradition der Diplomatie” der
Kirchen. “Sie ermöglichen über ihre
Würdenträger den Dialog zwischen
Bevölkerungen und Regierungen, die
nicht mehr miteinander reden.” In
manchen Kriegs- und Krisengebieten
ersetzten die Kirchen komplett staatli-
che Ordnungen und Hilfssysteme. Der

positive Einsatz überwinde Konfess-
ions- und Religionsgrenzen. Manchmal
ist die Kirche besser als die Mehrheits-
gesellschaft, etwa beim Einsatz für
Geflüchtete, manchmal ist sie schlech-
ter, etwa bei fehlender Gleichbehand-
lung und Mitbestimmung im kirchli-
chen Arbeitsrecht.”

Klima, Frieden und Gerechtigkeit
gehören zusammen

Gehören Klima, Frieden und Gerech-
tigkeit zusammen? Das wollten die
Moderatoren, Pfarrerin Heike Bosien
und Studienleiter Thomas Haas, wis-
sen. Für Käßmann ganz klar: “In
Ruanda leiden die Menschen nicht nur
unter der Dürre, sondern auch unter
der extremen Ungerechtigkeit der kapi-
talistischen Weltwirtschaft.” Die
Glaubwürdigkeit der Kirchen hänge
davon ab, ob sie sich diesen Fragen
nähere. “Wo sind denn die großen
Friedensversammlungen angesichts der
Ukraine-Krise? Mich hat schockiert, wie
stark Kirchen nationalistisch gebunden
sind. Ich will das nicht nur der russisch-
orthodoxen Kirche vorwerfen, es sind
auch andere. Die Kirche müsste in der
ganzen Welt eine eindeutige Friedens-
bewegung sein, diese Hoffnung gebe
ich nicht auf. Jedwede Legitimation
von Krieg kann ich nicht mit christli-
chen Grundüberzeugungen in Einklang
bringen. Das mag im Sudan sein, im
Jemen, ganz gleich, da bin ich mit mei-
ner Toleranz als Christin am Ende. Wir
müssen das diskutieren: Sind Pazifisten
immer nur lächerlich oder werden
lächerlich gemacht, oder müssen wir
uns an das halten, was Jesus gesagt hat,
liebet eure Feinde? Da steht nun mal im
Evangelium.”
Enns stimmte ihr zu: “Wir können

hinter diesen Dreiklang ‚Frieden,
Gerechtigkeit und Bewahrung der
Schöpfung’ nicht zurück. Wir haben
verstanden, dass man diese drei nicht
auseinandernehmen kann. Solange die
ökonomische Frage nicht mitverhandelt
wird, ist das zu billig.”

Gegen einen “grünen Kolonialismus”

Enns warnte aber auch: “Das Letzte,
was wir jetzt brauchen, ist ein grüner
Kolonialismus. Dass wieder die weißen
Schlauberger den anderen sagen, mit
welcher Technik sie schonend mit der
Umwelt umgehen sollen.”
Beim Frieden, erinnerte Enns, hätten

die Kirchen vieles erarbeitet. Es bestehe
Konsens über das, was auf keinen Fall
gehe, zum Beispiel der Gebrauch von
Atomwaffen. “Auch die Vorstellung,
dass es einen gerechten Krieg geben
könnte, ist obsolet.” Doch Papiere
müssten sich bewähren, wenn es zum
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Schwur komme. Enns berichtete: “Ich
wollte im OeRK-Zentralausschuss ver-
gangene Woche, dass der OeRK zur
Ukraine-Krise ein gemeinsames Frie-
densgebet formuliert, leider ist das der-
zeit nicht möglich. Die starken Natio-
nalismen sind unsäglich.” 
Einig waren sich die Gäste des

Kamingesprächs darüber, dass die
Kirchen gefragt seien bei den Themen
Rassismus, Provenienzforschung,
Kolonialismus. Es gelte auch Vertei-
lungsfragen anzusprechen, so Laing:
“Menschen mit Migrationshintergrund
sterben in vielen Ländern früher, besit-
zen weniger, nehmen weniger an
Machtpositionen teil, sind weniger
sichtbar.” Es gebe aber auch eine gute
Tradition: “So alt der Rassismus durch
weiße Christen ist, so alt ist auch der
Anti-Rassismus weißer Christen.”

Mehr Bescheidenheit für Europäer

Enns wünscht sich von den europäi-
schen Kirchen mehr Bescheidenheit.
“Ich wünsche mir, dass wir in Karlsruhe
zeigen: Wir können auch zuhören. Ich
habe Angst vor einer billigen Versöh-
nungstour, die niemanden überzeugen
kann und nichts bewirken wird.” 
Versöhnung sei viel mehr als Verge-

bung, ergänzte Käßmann: “Vergebung
ist erstmal ein einseitiger Prozess, ich
kann einem anderen vergeben oder
nicht. Versöhnung bedeutet, dass zwei
Menschen wieder eine Beziehung
beginnen, das ist ungeheuer schwierig.”

Rassismuserfahrungen

Laing berichtete ganz persönlich: “Ich
wurde als schwarzer Mensch in
Deutschland von weißen Menschen
geschlagen, angespuckt, von der Polizei
kontrolliert, beleidigt, heimgeschickt
und nicht in Diskotheken gelassen.
Meine Mutter und mein Bruder haben
Jobs verloren, weil sie schwarz sind.
Ohne meinen christlichen Glauben und
die Fähigkeit zu vergeben müsste ich
eigentlich stinkwütend auf weiße
Menschen durch das Leben gehen.
Aber die Mehrheit der weißen Men-
schen ist gegen Rassismus. Wenn ich
mich mit ihnen versöhne, gehöre ich
gar nicht mehr zu einer Minderheit.”
Was erwartet Laing von den Kirchen?

“Ich wünsche mir, dass die Christinnen
und Christen verstehen, welche un-
glaubliche Energie und Macht sie
haben. Dann, wenn sie sich nicht
abhängig machen, sondern aus sich
selbst heraus handeln.” 
PETER DIETRICH 
(redaktionell gekürzt)
Kontakt: Pro Oekumene Initiative in Württemberg,
hier auch über DiMOE, Heike Bosien, Büchsenstr. 33,
70174 Stuttgart, E-Mail: dimoe.stuttgart@elk-wue 

Im Vorfeld der Vollversammlung hat
eine kleine Gruppe um Christof Grosse
(Pax Christi und Oekumenischem Netz
in Deutschland) eine Verteilzeitung mit
10.000 Exemplaren erstellt, aus der
diese Statements stammen. Die
Verteilzeitung kann in 100er-
Stückelung gegen Spende bei unten
angegebener Adresse bestellt werden.
Kontakt: Kontakt: Oekumenische Vernetzung Casa
Común 2022, Martin Gück, EineWeltHaus, Willy-
Brandt-Platz 5, 69115 Heidelberg, Tel.: 0176
54471059, E-Mail: info@casa-comun-2022.de

® Oekumenisches Netz in
Deutschland

Alternativen zur Aufrüstung 

Der nächste Oekumenische Ratschlag
ist für den 25. Juni 2022 vorgesehen.
Die Plattform für Basisinitiativen lädt
seit vielen Jahren zum Austausch ein.
Beim kommenden virtuellen Treffen
sollen gewaltfreie Initiativen im konzi-
liaren Prozess thematisiert werden.
Außerdem wird eine neue “Blaue
Broschüre” vorgestellt mit einem
Überblick über Basisinitiativen und ihre
Themen.
Kontakt: Oekumenisches Netz in  Deutschland, c/o
Kommunale Oekumene, Berlin-Treptow-Köpenick,
Rudower Str, 23, 12557 Berlin, E-Mail infor@kom-
munale-oekumene.de. 

® Pax Christi

An der Option der Gewaltfrei-
heit festhalten

“Die Vision, für die wir uns einsetzen,
steht für eine Welt ohne Gewalt und
Waffen”, schreibt Pax Christi: in einem
Offenen Brief an die eigenen
Mitglieder. “Damit widersetzen wir uns
der verbreiteten Gewohnheit, mit
Gegengewalt auf erfahrene Gewalt zu
reagieren. Aber wir stehen in einem
Dilemma. Die Gottesliebe kann dem
Christenmenschen gebieten, die eigene
Ohnmacht anzunehmen und Unrecht
zu erleiden. Als Nächstenliebe darf sie
sich nicht mit der Ohnmacht und
Unterdrückung der anderen abfinden -
und Gott mit dem Rücken zu den
Leidenden lieben wollen. In der Berg-

® Casa Comun

Institutionelle Zwänge im OeRK
zu dominant 

Etliche theoretische Beiträge zum
Basisprojekt Casa Comun während der
Vollversammlung des OeRK umreißen
das Vorhaben in einer Verteilzeitung.
So heißt es in einem Statement der
Inderin Aruna Gnanadason zu
Karlsruhe: “Wir können innehalten und
uns an die großen Errungenschaften
dieser Bewegung erinnern und zugleich
müssen wir eine Orientierung an eman-
zipatorischen Bewegungen einbringen,
um eine Zukunft zu eröffnen.” 
“Es besteht die berechtigte Sorge,

dass in der gegenwärtigen Situation der
ökumenischen Bewegung die institutio-
nellen Zwänge zu dominant geworden
sind und dadurch die innovativen und
kreativen Stimmen und Initiativen der
Kirchengemeinden und der Volksbe-
wegungen an den Rand gedrängt wer-
den.” Sie erwartet, dass die Vollver-
sammlung “einer lebensfähigen und
“starken Oekumene” Gestalt gibt, einer
lebendigen und relevanten Oekumene
als Antwort auf die Kämpfe um das
Leben in der ganzen Welt.
Nancy Cardoso, feministische

Theologin aus Brasilien, derzeit in
Angola, fragt konkret: 
• “Warum wurde - nach fast 75
Jahren OeRK und in der Mitte des
21. Jahrhunderts - noch nie eine Frau
anerkannt und unterstützt, das
Generalsekretariat des Rates zu über-
nehmen?
• Warum verabschiedet der OeRK
nicht ein klares Dokument, in dem
alle Formen von Gewalt und
Schweigen gegen LGBTQIA+-
Personen verurteilt werden, auch
wenn sie von den Kirchen selbst ver-
übt oder legitimiert werden? Ist
Homophobie nicht ein Bruch mit
dem evangelischen Projekt der
Gleichheit?
• Die humanitären Organisationen
der Kirchen haben seit Jahren der
Bekämpfung der Armut in der Welt
Priorität eingeräumt. Aber die Armut
nimmt weiter zu! Die Ungleichheit
wird immer deutlicher und perverser.
• Wann werden wir das Scheitern
unserer Strategien und Methoden
akzeptieren und unser Verständnis
von der Produktion von Armut im
Kapitalismus grundlegend ändern?
Wann werden wir geistig und pro-
grammatisch mit dem Kapitalismus
brechen?”
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predigt werden wir aufgefordert, auch
die linke Wange hinzuhalten, wenn uns
auf die rechte geschlagen wird. (Mt
5,39) Das bedeutet aber nicht, eine sol-
che Handlungsweise einzufordern von
anderen, denen auf die rechte Wange
geschlagen wird.
Unter dieser Maßgabe orientieren wir
uns an der Perspektive der aktiven Ge-
waltfreiheit und des zivilen Ungehor-
sams. Wir entscheiden uns für
Gewaltfreiheit und arbeiten mit allen
zusammen, die diese Option wählen.
Friede in Jesu Sinne verzichtet auf

Gewalt. Friede fängt dort an, christlich
zu werden, wo die Nächstenliebe die
Feindesliebe miteinschließt. Der
Nächste ist für uns Christ:innen auch
der Feind. Und da fängt die
Herausforderung an, uns zu zerreißen.
Denn: das Liebesge-bot duldet keine
Grenzen - von Jesus her.”
“Unsere Unterstützung haben alle,

die vor diesem Krieg fliehen und versu-
chen, die Ukraine zu verlassen. Wir sind
dankbar für die offenen Grenzen für
diese Menschen. Wir fordern alle
Regierungen auf, dafür zu sorgen, dass
diese offenen Grenzen unterschiedslos
für alle Menschen gelten, die diesem
und anderen Kriegsgebieten zu ent-
kommen versuchen. 
Rassistische Zurückweisungen sind

ein Skandal und müssen eingestellt wer-
den. Alle Menschen, die vor diesem
und anderen Kriegen fliehen, haben ein
Recht auf Asyl, Schutz und Aufnahme
in sicheren Gebieten.

Vorrang für zivil

Die von Bundeskanzler Scholz ange-
kündigten massiven Umlenkungen von
Steuergeldern ins Militär lehnt Pax
Christi als Schritt in die falsche
Richtung ab. Stattdessen sollten die
Ressourcen der zivilen Konfliktbea-
rbeitung weiter ausgebaut werden. Hier
gehe es um die wichtige Expertise des
zivilen Friedensdienstes in der
Konfliktprävention und -nachsorge und
um noch mehr. Es gehe um den
Vorrang für zivil, um faire Weltwirt-
schaftsstrukturen und die Globalisie-
rung von sozialer, kultureller und medi-
zinischer Infrastruktur. Weiterhin
bedeutet ein Vorrang für zivil auch die
Verwirklichung der Menschenrechte
und die Bewahrung der Schöpfung.

Für uneingeschränkten Schutz von
Kriegsdienstverweigeren

In einer weiteren Stellungnahme for-
dert Pax Christi: “Tagtäglich sehen wir
derzeit Bilder von kämpfenden
Soldat:innen in der Ukraine, auf der
russischen wie auch auf der ukraini-
schen Seite. Darüber, dass diese

Soldaten nicht alle freiwillig in den
Krieg gezogen sind, machen sich die
wenigsten beim Anblick der Bilder
Gedanken. Russische Männer sind zur
Ableistung des Militärdienstes ver-
pflichtet. In der Ukraine dürfen
Männer über 18 Jahre das Land nicht
mehr verlassen und müssen in soge-
nannten Milizen für die Verteidigung
ihres Vaterlandes eintreten. Dieser bru-
tale Angriffskrieg Putins und seiner
Gefolgsleute gegen die Demokrati-
eentwicklung in der Ukraine und damit
gegen die Menschen, Gebäude und
Kulturgüter bringt viele dieser
Soldat:innen in Gewissensnöte. Sie
können und wollen nicht gegen
Menschen kämpfen und können die
Tötung von Menschen mit Ihrem
Gewissen nicht vereinbaren. Im
Bewusstsein, dass ihnen lange
Haftstrafen drohen, die ihnen jegliche
Lebensperspektiven nehmen, entschei-
den sich immer mehr Soldaten beider
Parteien gegen den Krieg und desertie-
ren aus der Armee oder verweigern den
Kriegsdienst mit der Waffe. “Diesen
meist jungen Männern müssen wir all
unseren Schutz bedingungslos gewäh-
ren”, fordert Gerold König, der pax
christi-Bundesvorsitzende.”
Kontakt: pax christi - Deutsche Sektion, Feldstraße 4,
13355 Berlin, Tel.: 030 2007678-0, E-Mail sekretari-
at@paxchristi.de

® Ohne Rüstung leben

Militarisierung keine Antwort
auf Putins Krieg 

Für Ohne Rüstung leben schreibt:
“Auch wenn wir angesichts der drama-
tischen Situation den Ruf nach Waffenl-
ieferungen in die Ukraine nachvollzie-
hen können, sind wir weiterhin über-
zeugt, dass dies der falsche Weg ist. Die
erst vor wenigen Tagen verhängten
Sanktionen zeigen bereits Wirkung.
Weitere zivile und diplomatische Mittel
sind noch längst nicht ausgeschöpft.
Das Argument, Waffenlieferungen seien
nun alternativlos, ist nicht haltbar.

Drohung mit Atomwaffen inakzepta-
bel

Dass Wladimir Putin mit Atomwaffen
droht und ihre Stationierung in Belarus
plant, führt uns erneut vor Augen, wie
groß die Bedrohung der Menschheit
durch diese Waffen ist. Atomwaffen

gefährden die Bevölkerung auch in
unbeteiligten Staaten. Die Drohung
mit ihnen verletzt das Völkerrecht und
ist absolut inakzeptabel!
Eine Stationierung in Belarus wäre

ein klarer Verstoß gegen den
Nichtverbreitungsvertrag. Das gilt
jedoch auch für immer wieder auftau-
chende Pläne einer Stationierung von
US-Atomwaffen in Mittel- und Ost-
europa. Die derzeitige Eskalation zeigt
erneut: Es gibt keine Alternative zu
Dialog, Rüstungskontrollabkommen
und atomarer Abrüstung!

Es kann keine schnelle Lösung geben

Die Welt braucht dringend Verständi-
gung und Zusammenarbeit auf Augen-
höhe - allein um die Chance auf ge-
meinsame Lösungen für die Klimakrise,
Pandemien und soziale Herausfor-
derungen zu wahren. Hierfür müssen
die Perspektiven aller Staaten ernstge-
nommen und einbezogen werden. 

Wer Frieden will, muss den Frieden
vorbereiten.

Mit der geplanten Anschaffung neuer
Atombomber und dem Bekenntnis zur
Stationierung neuer US-Atombomben
in Büchel dreht die Bundesregierung an
der nuklearen Eskalationsspirale. Hinzu
kommt die Ankündigung eines grund-
gesetzlich verankerten Sondervermö-
gens in Höhe von 100 Milliarden Euro
für die Bundeswehr zur Erhöhung des
jährlichen Militäretats auf mehr als zwei
Prozent des Bruttoinlandsprodukts.
Das entspräche einem Militäretat von

über 75 Milliarden Euro pro Jahr. Wir
befürchten, dass diese massive Steige-
rung zwangsläufig zu Lasten des zivilen
Engagements für Frieden und Sicher-
heit und weiterer drängender Zukunfts-
investitionen gehen wird.
Doch wir sind weiterhin überzeugt,

dass ein Europa der Abrüstung und der
Verständigung möglich ist, in dem
Grenzen nicht gewaltsam verschoben
werden und die Sicherheit aller
Menschen gewahrt bleibt.”

E-Mail-Kampagne

ORL lädt zu einer E-Mail Kampagne
ein mit der die Abgeordneten von SPD,
Grünen und FDP aufgefordert werden,
den Plan einer milliardenschweren Auf-
rüstung der Bundeswehr abzulehnen
und sich stattdessen für Investitionen in
Klimaschutz, soziale Gerechtigkeit und
zivile Krisenprävention einzusetzen.
Text und Adressen auf der Internetseite 
Kontakt: Ohne Rüstung leben, Arndtstr. 31, 70197
Stuttgart, Tel.: 0711/ 608396, https://www.ohne-
ruestung-leben.de/
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entschieden werden, ob die Kampfjets
für den Atomwaffeneinsatz ertüchtigt
werden sollen oder nicht.
Kontakt: AGDF, Endenicher Straße 41, 53115 Bonn,
Tel: 0228/24999-0, http://www.evangelische-frie-
densarbeit.de

® Akademie Solidarische
Ökonomie

Zur Europäischen Friedenspoli-
tik zurückfinden

Der Koordinierungskreis der Akademie
solidarische Ökonomie ist überzeugt,
“dass die von der Bunderegierung
angesagte “180 Gradwende” in der
deutschen Friedenspolitik mit massiver
militärischer Aufrüstung und Aufsto-
ckung der Finanzmittel für den
Rüstungsetat ein gefährlicher Irrweg
ist: Er ist ein Rückfall in das überholte
Paradigma des Wettrüstens und des
alten Blockdenkens und wird die
Menschheit in Verbindung mit einer
Umweltkatastrophe in eine atomare
Katastrophe stürzen.”
Nötig sei vielmehr, das neue friedens-

politische Denken, das im Helsinki-
Prozess und in dessen Schlussakte, in
den Friedensbewegungen, in Gorbat-
schows Friedenspolitik und in den Ab-
rüstungsverträgen der 80-Jahre Gestalt
gefunden hat, aktiviert und aktualisiert
wird. Dazu zählen die “Absage an
Geist, Logik und Praxis der Abschreck-
ung”, konkret das unbedingte politi-
sche Primat der gemeinsamen Sicher-
heit, vertrauensbildender Maßnahmen
und Vorleistung in der Abrüstung.
Das könne durchaus konform sein

mit dem Selbstverteidigungsrecht eines
überfallenen Staates, mit Maßnahmen
wie Boykotts und Sanktionen.
Mittel- bis langfristig müsse das

außenpolitische Gewaltmonopol der
Staaten an die Vereinten Nationen und
ihrer Friedenseingreiftruppen überge-
ben werden.
Kontakt: Akademie Solidarische Ökonomie, Norbert
Bernholt, Am Butterberg 16, 21335 Lüneburg, Tel.:
04131 / 721 74 50, Email: nbernholt@t-online.de 

® Evangelische Friedensarbeit

Kriegsdienstverweigerern und
Deserteuren Asyl gewähren
Die Evangelischen Arbeitsgemeinschaft
für KDV und Frieden (EAK) und das
KDV—Netzwerk Connection e. V.
haben zusammen mit dem EKD-
Friedensbeauftragten Bischof Friederich
Kramer die Bundesregierung dazu auf-
gerufen, sich rasch dafür einzusetzen,
dass ukrainischen wie auch russischen
und belarussischen Kriegsdienstverwei-
gerern und Deserteuren Schutz und
Asyl gewährt wird.
Die EAK verlangt:“Das Menschen-
recht auf Kriegsdienstverweigerung
muss in allen Ländern, auch in denjeni-
gen, die sich im Krieg befinden,
geschützt werden”, soMichael
Zimmermann, einer der Sprecher der
EAK und Friedensbeauftragter der
Evangelisch-Lutherischen Kirche
Sachsens. Dazu gehöre auch, dass
Männern nicht die Ausreise aus der
Ukraine verweigert werden dürfe, wie
es derzeit geschehe. Bereits in den ver-
gangenen Jahren seien mehrere Hun-
dert Verweigerer aus allen Teilen der
Ukraine nach Deutschland gekommen,
um hier Schutz zu finden. “Die meisten
wurden in den Asylverfahren abgelehnt
und so einem erneuten Kriegseinsatz
ausgeliefert. Das muss ein Ende
haben”, fordert Rudi Friedrich von
Connection.

® EKD Friedensbeauftragter:
Gegen höhere Militärausgaben

Der Friedensbeauftragte der EKD,
Landesbischof Friedrich Kramer, steht
steigenden Militärausgaben ablehnend
gegenüber. “Ich glaube, dass die reine
Logik der militärischen Stärke Deutsch-
land nicht sicherer macht”, sagte er
dem epd. Wenn Deutschland sich zum
Ziel setze, zwei Prozent seines Brutto-
inlandproduktes in die Armee zu ste-
cken, sollte die Hälfte davon für
Gerechtigkeit, etwa für Entwicklungs-
projekte, ausgeben werden. “Das hilft
auf andere Weise dem Frieden”, beton-
te der Bischof der Evangelischen Kirche
in Mitteldeutschland. Er verlangte ein
mehrfunktionales Konzept, das auch
Reaktionen auf andere Herausforde-
rungen - etwa Umweltkatastrophen -
zulasse.
Kontakt: Evangelische Friedensarbeit im Raum der
EKD, Endenicher Straße 41, 53115 Bonn, Tel:
0228/24999-0, http://www.evangelische-friedensar-
beit.de

® Aktionsgemeinschaft Dienst
für den Frieden (AGDF): 

Wiederbelebung der
Wehrpflicht nicht sinnvoll

Eine Wiederbelebung der Wehrpflicht
in Deutschland hält die Aktionsgemein-
schaft Dienst für den Frieden (AGDF)
nicht für sinnvoll. Der Friedensverband
reagiert damit auf aktuelle Umfragen, in
denen sich eine Mehrheit der Befragten
aufgrund des Krieges in der Ukraine für
eine Wehrpflicht ausgesprochen haben.
“Genauso wie bei dem Ruf nach weite-
ren Milliarden für die Bundeswehr fehlt
es hier auch an einer sachlichen
Debatte, ob ein solcher Schritt über-
haupt vernünftig ist”, betont Jan
Gildemeister, der Geschäftsführer der
AGDF.

Freiwilligendienst sinnvoller als
Wehrpflicht

Die Wehrpflicht habe schon zuletzt nur
noch funktioniert, weil sehr viele junge
Menschen den Kriegsdienst verweigert
und einen Zivil- oder Ersatzdienst an-
getreten hätten oder aber gleich ausge-
mustert worden seien. Negative Folgen
bei einer Wiederbelebung des Wehr-
dienstes sieht die AGDF aber auch für
die Wirtschaft. “Angesichts des Man-
gels an Arbeitskräften wäre es fatal,
wenn junge Menschen ihre Ausbildung
oder ihr Studium etliche Monate später
antreten würden und letztlich so dem
Arbeitsmarkt entzogen würden. Es sei
an der Zeit, die Wehrpflicht endgültig
zu begraben”, so Jan Gildemeister. 

Keine neuen atomwaffenfähigen F-35
Kampfjets

In der Friedensbewegung wird derweil
befürchtet, angesichts der hohen
Anschaffungskosten und der langen
Nutzungsdauer könnte durch den Kauf
der Abzug der letzten US-Atomwaffen
aus Deutschland in weite Ferne rücken.
Die neuen F-35 Kampfjets können für
Atomwaffeneinsätze ausgestattet oder
auch ausschließlich für konventionelle
Einsätze genutzt werden. Die Forde-
rung lauet: Die F-35 Kampfjets dürfen
nicht für die nukleare Teilhabe
Deutschlands verwendet werden! Selbst
wenn es schon bald eine Entscheidung
des Bundestages über den Kauf der F35
gibt, wird es noch Jahre dauern, bis die
ersten Flugzeuge startklar sind.
Innerhalb dieser Zeit muss politisch
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gesamteuropäischen Friedens- und
Sicherheits-ordnung aufbauen.”
Einige Stimmen fügen an, dass es

direkte Anrainerstaaten zu Russland,
wie Polen u.a. waren, die aus Sorge um
ihre Sicherheit eine Mitgliedschaft in
der NATO wünschten.
Kontakt: Oekumenische Initiative Eine Welt,
Mittelstraße 4, 34474 Diemelstadt-Wethen, Tel.: 0 56
94/ 14 17,EMail: info[et]oeiew.de

® Versöhnungsbund

Für Verständigung - 
Gegen die Kriegstreiberei

Der Versöhnungsbund widerspricht in
einer Stellungnahme jedem nationalisti-
schen und imperialistischen Denken.
Stattdessen hält er Autonomie, Minder-
heitenrechte und das Recht auf Kriegs-
dienstverweigerung für unverzichtbare
Bestandteile von Demokratien.
Die Friedensorganisation ist sich

einig “Wir wollen bei der Wahrheit
bleiben: Die massive Aufrüstung der
Bundeswehr ist eine unverantwortliche
Geldverschwendung, die wir uns gesell-
schaftlich weder sozial noch klimapoli-
tisch leisten können und nicht leisten
dürfen.” Sie fordert “Jeder Mensch, der
vor Krieg und Unrecht flieht oder den
Kriegsdienst verweigert, soll uns will-
kommen sein.”
Kontakt: Internationaler Versöhnungsbund - deut-
scher Zweig e.V., Schwarzer Weg 8, 32423 Minden,

Tel.: 0571-850875, E-Mail vb@versoehnungsbund.de

® Pilgerwege zur 11. OeRK
Vollversammlung

Zu Fuß, mit dem Fahrrad und dem Schiff

Zur Vollversammlung des OeRK in
Karlsruhe werden mehrere Pilgerwege
geplant. Hier einige Beispiele:

Pilgerwege zu Fuß

Zur OeRK-Vollversammlung findet
unter anderem ein ökumenischer
Klimapilgerweg statt vom 21.-30.
August von Stuttgart bis Karlsruhe.
Dabeisein sollen auch Lamas mit Pfrin
Schaich.
Kontakt: Koordination Oekumenisches Netzwerk
Klimagerechtigkeit, Astrid Hake, Agathe-Lasch-Weg
16, 22605 Hamburg, Telefon 040 88 181- 421,
a.hake@oenwkg.de, anmeldung@klimapilgern.de.

Ein weiterer Pilgerweg führt von
Paderborn über Büchel und Ramstein
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® Oekumenische Initiative
Eine Welt 

Plädoyer für 
Sicherheit neu denken

Der Rundbrief “Initiativ” der Oeku-
menischen Initiative Eine Welt räumt
Stimmen zum Ukraine-Krieg ausführli-
chen Platz ein. So analysiert der
Koordinator von “Sicherheit neu den-
ken”, Ralf Becker, unter anderem:
“Russland hat sich seit langem im

Konflikt mit der Ukraine eskalierend
verhalten - und der jetzige verbrecheri-
sche Krieg ist durch nichts zu rechtfer-
tigen. Doch für die Konflikteskalation
allein Präsident Putin verantwortlich zu
machen, blendet unsere eigene
Mitverantwortung für den aktuellen
Krieg aus. Es wird behauptet, es sei
eine Lüge von Präsident Putin, dass der
Westen Russland 1990 die Nicht-
Ausweitung der NATO nach Osten
zugesagt habe. Entsprechende Zusagen
sind damals aber mündlich nachweislich
von Bundeskanzler Kohl sowie den
Außenministern Genscher und Baker
(USA) mehrfach gegeben worden. So
erklärte Baker am 9. Februar 1990 im
Kreml, die NATO werde ihren
Einflussbereich “nicht einen Inch wei-
ter nach Osten ausdehnen”, falls die
Sowjets der Nato-Mitgliedschaft eines
geeinten Deutschlands zustimmten.”

Auch westliche Versäumnisse

Zudem hat es die Ukraine versäumt,
ihren russischsprachigen Bürgerinnen in
der Ostukraine eine weitgehende
Autonomie einzuräumen. Wir waren
nicht entschieden genug, das ukraini-
sche Parlament zu einer deeskalieren-
den Sprachenpolitik zu bewegen, als
letzteres 2019 Russisch mit Wirkung
zum 1. Januar 2022 als Amtssprache
verboten hat. Zu einer vollgültigen
Demokratie gehört auch die Anerken-
nung von Minderheitenrechten, die
Präsident Putin bezüglich der großen
russischsprachigen Minderheit in der
Ukraine mit Recht drastisch beschnit-
ten sieht.
Die NATO sollte jetzt angesichts der

zunehmenden Irrationalität Wladimir
Putins und der drohenden weiteren
Eskalation aktiv eine zukünftige
Neutralität Kiews unterstützen. Auf
dieser Grundlage könnte die OSZE
zum Dach werden, unter dem alle
Staaten souverän und gemeinsam mit
Russland und der Ukraine eine wirklich

nach Karlsruhe, Beginn am Sonntag,
den 31. Juli vom Paderborner
Domplatz. Mit Zwischenstationen über
die Wewelsburg, Siegen, Neuwied,
Büchel, Ramstein und Kaiserslautern
sind es insgesamt etwa 470 km, täglich
20 km geplant.
Kontakt: Gordon Matthews, pax christi,
Diözesanverband Paderborn, Mittelstraße 4,
Diemelstadt-Wethen

Mit dem Fahrrad

Zur Vollversammlung führt ein
Fahrradpilgerweg aus vier Richtungen
von  Sonntag, 21. August bis Mitt-
woch, den 31. August 2022. 
Die  Nordroute beginnt am 21.

August 2022 in 34125 Kassel mit
einem Sendungsgottesdienst um 18h in
der Erlöserkirche am Fasanenhof,
Rückertstraße 10;
die Ostroute startet ab 25.August

2022 in  78532 Tuttlingen,  12h Evan-
gelisches Gemeindehaus Auferste-
hungskirche, Auf dem Schildrain;
die Südroute ab 21.08.22 in 88677

Markdorf um 18h Haus im Weinberg:
Weinsteige 3;
die Westroute dann am 24./25.

August:ab Dietrich-Bonhoeffer-Haus,
Nordallee 7-9, 54292 Trier mit einem
Sendungsgottesdienst ab 18 Uhr.
Anmeldung bis Dienstag, der 2. August
2022, www.karlsruhe2022.de/fahrrad-
pilgerweg.
Kontakt: Dekan Hans-Joachim Zobel, Tel.: 0761/707
39 48, Hans-Joachim.Zobel@kbz.ekiba.de, 

Gegen den Strom - 
mit dem Oekumene - Schiff

Ähnlich wie in Vorbereitung auf die
Erste Europäische ökumenische Ver-
sammlung in Basel 1989 wird es auch
zwei Schiffstouren geben. 
Sie reihen sich ein in den Fahrrad-

Pilgerweg lokaler Initiativen von Em-
merich nach Karlsruhe. Bis August fin-
det eine Stafette von lokalen  Pilger-
wegen statt, organisiert von der
Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirch-
en.  Dabei der Stafette wird  ein
Pilgerstab per Rad von lokalen
Ökumene-Gruppen von Woche zu
Woche weitergegeben.
Die Schiffsabschnitte finden statt am

Sonntag, 22. Mai 2022: von Düsseldorf
nach Köln, und am Sonntag, 12. Juni
2022: von Koblenz nach Boppard. 
Das Programm beinhaltet internatio-

nale Musik, ökumenische Inputs und
einen Ausblick auf die anstehende
OeRK-Vollversammlung 2022 unter
dem Motto “Die Liebe Christi bewegt,
versöhnt und eint die Welt”.
Kontakt: Evangelische Kirche im Rheinland, Dezernat
Ökumene, Kirchenrätin Frauke Laaser, E-Mail: frau-
ke.laaser@ekir.de, Tel.0211 4562-351. Anmeldung
über Quick-Response (QR)-Code auf dem Flyer.
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Oekumenische Netze im Konziliaren Prozess
Der OEKUMENISCHE INFORMATIONSDIENST bietet unter anderem den hier aufgeführten oekume -
nischen Netzen eine Austauschplattform.

Bayern
Oekumenisches Netz in Bayern
c/o Michael Kappus
Tölzer Str. 7, D-81379 München
www.oekumenisches-netz-bayern.de

Berlin
Oekumenisches Büro Treptow-Köpenick
Dr. Klaus Wazlawik
Rudower Straße 23, D-12557 Berlin
Tel.: 0 30/467345 94
klaus.wazlawik@gmx.de

INKOTA
Chrysanthemenstr. 1–3, D-10407 Berlin
Tel.: 0 30/4208202-0

Bremen
forum Kirche
Holler Allee 75, D-28209 Bremen
Tel.: 04 21/34615-36
Fax: 04 21/34615-38

Hamburg
Solidarische Kirche in Nordelbien
Heike Schoon c/o Pauluskirche Altona
Bei der Pauluskirche 1, D-22769 Hamburg
Heike-Schoon@web.de

Hessen
Oekumenisches Netz Nord- und
Osthessen
Dieter Lomb, Baunsbergstr. 7
D-34131 Kassel
dieter.lomb@ekkw.de

Niedersachsen
Arbeitskreis Gerechtigkeit, Frieden,
Bewahrung der Schöpfung 
Tobias Schäfer-Sell, Ev.-luth. Missionswerk, 
Otto-Brenner-Str. 9, D-30159 Hannover,
Tel.: 0511/1215-292, E-Mail
t.schaefer@elm-mission.net

Oldenburg
Oekumenisches Zentrum Oldenburg e.V.
Kleine Kirchstr. 12, D-26122 Oldenburg
Tel./Fax: 04 41/2489524

Pfalz
Arbeitsstelle Frieden und Umwelt der
Evangelischen Kirche in der Pfalz
(Protestantische Landeskirche)
Referat Konziliarer Prozess, Große Him-
melsgasse 3, D-67346 Speyer, Tel.:
0632/67150, info@frieden-umwelt-pfalz.de

Nördliches Rheinland-Pfalz und Saarland 
Oekumenisches Netz Rhein-Mosel-Saar 
Dominic Kloos 
c/o Pfarrgemeinde St. Franziskus
Fröbelstr. 9, D-56073 Koblenz
www.oekumenisches-netz.de

Rheinland

Solidarische Kirche im Rheinland
c/o Rita Horstmann, Deutz-Mülheimer-
Str. 199,  D-51063 Köln
soki.rheinland@arcor.de, www.solidarische-
kirche.de

Sachsen-Anhalt
Lothar-Kreyssig Oekumene-Zentrum
Am Dom 2
D-39104 Magdeburg
Tel.: 03 91/5346-4 93
Fax: 03 91/5346-4 90

Sachsen
Oekumenisches Informationszentrum
Dresden
Elisabeth Naendorf, Kreuzstr. 7
D-01067 Dresden
Tel.: 03 51/4923368
oekumene@infozentrum-dresden.de

Westfalen
Oekumenisches Netz in Westfalen
MÖWe,Annette Muhr-Nelson, Olpe 35 
D-44135 Dortmund
Tel.: 02 31/5409-72
Fax: 02 31/5409-21

Solidarische Kirche Westfalen-Lippe
Michael Nelson, Geschäftsführer
Graf-Adolf-Str. 61, D-58730 Fröndenberg
Tel.: 0 23 73/1768835
muhr-nelson@freenet.de

Württemberg
Oekumenisches Netz Württemberg
Sylvia Dieter, Nahe Weinbergstr. 12
D-74348 Lauffen am Neckar
Tel.: 0 7133/21068

Oekumenisches Netz in Deutschland
Geschäftsstelle der kommunalen Oekumene
Treptow-Köpenick 
Dr. Klaus Wazlawik,
Rudower Str. 23, D-12557 Berlin,
Tel.: 0 30/467345 94
info@kommunale-oekumene.de
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Einladung 

zur Förderung der
Stiftung Oekumene

Unterstützen Sie die Initiativen für
Gerechtigkeit, Frieden und
Bewahrung der Schöpfung über die
gemeinnützige Stiftung Oekumene
als Plattform für vielfältige Projekte

Stiftung Oekumene

Konto bei der Evangelischen Bank
IBAN DE38 5206 0410 0000 4141 90

Spendenbescheinigungen versenden wir ab 
50,– Euro pro Jahr. Dafür wird die Adresse
benötigt.

Möchten Sie die Zeitschrift

regelmäßig erhalten? 
Nur 10,– Euro im Jahr! 
Eine kurze Mitteilung per E-Mail
oder Post genügt.

Stiftung Oekumene, 
Lindenspürstr. 30, 70176 Stuttgart,
ecunet@t-online.de
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